
Amtliche Bekanntmachung Nr. 95/2023 
 

5. Satzung zur Änderung der 
Hauptsatzung des Amtes Hohe Elbgeest 

 
 

Aufgrund § 24 a der Amtsordnung für Schleswig-Holstein (AO) in Verbindung mit § 4 
Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (Gemeindeordnung  
- GO -) in der Fassung vom 28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert durch 
Art. 1 des Gesetzes vom 14.07.2023 (GVOBl. Schl.-H. S. 308) wird nach Beschluss 
des Amtsausschusses des Amtes Hohe Elbgeest vom 26.09.2023 und mit Genehmi-
gung des Landrates des Kreises Herzogtum Lauenburg diese 5. Satzung zur Ände-
rung der Hauptsatzung des Amtes Hohe Elbgeest erlassen: 
 
 

Artikel 1 
 
§ 5 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 
 

§ 5 
Amtsdirektorin oder Amtsdirektor 

(zu beachten: § 10 Abs. 1, §§ 15 b, 15 c AO) 
 
(5) Die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor erhält eine Aufwandsentschädigung 

entsprechend der Regelungen in der Kommunalbesoldungsversorgung. 
 

 
Artikel 2 

 
§ 9 erhält folgende Fassung: 
 

§ 9 
Verarbeitung personenbezogener Daten 

(zu beachten: Datenschutz-Grundverordnung, Landesdatenschutzgesetz) 
 

(1) Namen, Anschrift, Funktion, Fraktionszugehörigkeit und Tätigkeitsdauer der 
Mitglieder des Amtsausschusses und der sonstigen Ausschussmitglieder sowie 
der amtsangehörigen Gemeindevertretungen und der sonstigen Ausschussmit-
glieder werden vom Amt zu allen mit der Ausübung des Mandats verbundenen 
Zwecken verarbeitet. Die Daten nach Satz 1 werden auch nach Ausscheiden 
aus dem Amt zu archivarischen Zwecken weiterverarbeitet. Dies gilt nicht für 
die Anschrift. 

(2) Darüber hinaus verarbeitet das Amt Anschrift und Kontoverbindung der in Ab-
satz 1 Satz 1 genannten Personen für den Zweck der Zahlung von Entschädi-
gungen. Eine Übermittlung von Daten an das zuständige Finanzamt findet ge-
mäß der Mitteilungsverordnung in Verbindung mit § 93 a Abgabenordnung statt. 
Eine darüberhinausgehende Übermittlung an Dritte findet nicht statt. 

(3) Für den Zweck, Gratulationen auszusprechen, kann das Amt auch das Geburts-
datum der in Absatz 1 Satz 1 genannten Personen verarbeiten, soweit dafür die 
Einwilligung der Betroffenen vorliegt. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Daten von ehrenamtlich Täti-
gen. 



(5) Die Daten nach Absatz 1 Satz 1 werden durch das Amt in geeigneter Weise 
veröffentlicht, gegebenenfalls zusammen mit weiteren Daten nach § 32 Absatz 
4 Gemeindeordnung. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

 
 

Artikel 3 
 
§ 10 erhält folgende Fassung: 
 

§ 10 
Verträge nach § 24 a AO in Verbindung mit § 29 Absatz 2 GO 

 
Verträge des Amtes mit Mitgliedern des Amtsausschusses oder stellvertretenden Mit-
glieder des Amtsausschusses oder Personen nach § 10 a Absatz 2 AO oder der Amts-
direktorin oder dem Amtsdirektor und juristischen Personen, an denen Mitglieder des 
Amtsausschusses oder stellvertretende Mitglieder des Amtsausschusses oder Perso-
nen nach § 10 a Absatz 2 AO oder die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor beteiligt 
sind, die keinen öffentlichen Auftrag im Sinne des geltenden Vergaberechtes zum Ge-
genstand haben, sind ohne Zustimmung des Amtsausschusses rechtsverbindlich, 
wenn sie sich innerhalb einer Wertgrenze von 25.000 €, bei wiederkehrenden Leistun-
gen von monatlich 5.000€, halten. Verträge, die die Vergabe eines öffentlichen Auftra-
ges zum Gegenstand haben, sind ohne Zustimmung des Amtsausschusses rechtsver-
bindlich, wenn die Auftragsvergabe unter Anwendung des für die jeweilige Auftragsart 
geltenden Vergaberechts erfolgt ist und der Auftragswert den Betrag von 25.000 €, bei 
wiederkehrenden Leistungen einen Betrag von 5.000 € im Monat, nicht übersteigt. Er-
folgt die Auftragsvergabe unter den Voraussetzungen des Satzes 2 im Wege der Ver-
handlungsvergabe oder im Wege des Direktauftrages, ist der Vertrag ohne Beteiligung 
des Amtsausschusses rechtsverbindlich, wenn der Auftragswert den Betrag von 5.000 
€, bei wiederkehrenden Leistungen einen Betrag in Höhe von 500 € im Monat, nicht 
übersteigt. 
 
 

Artikel 4 
 

§ 11 erhält folgende Fassung: 
 

§ 11 
Verpflichtungserklärungen 

(zu beachten: § 24 a AO i.V.m. § 51 Absatz 4 GO/§ 56 Absatz 4 GO) 
 
Verpflichtungserklärungen zu Geschäften, deren Wert 50.000 €, bei wiederkehren-
den Leistungen monatlich 10.000 €, nicht übersteigt, sind rechtsverbindlich, auch 
wenn sie nicht den Formvorschriften des § 24 a AO in Verbindung mit § 51 Absatz 2 
und 3 GO/ § 56 Absatz 2 und 3 GO entsprechen. 

 
 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

 
Die 5. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft. 



Die Genehmigung nach § 24 a der Amtsordnung in Verbindung mit § 4 der Gemein-
deordnung wurde mit Verfügung des Landrates des Kreises Herzogtum Lauenburg 
vom 17.11.2023 erteilt. 
Die vorstehende Änderungsatzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu ma-
chen.  
 
Dassendorf, den 08.12.2023 
 
gez. Torge Sommerkorn 
Amtsdirektor 
 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Dassendorf, den 08.12.2023 
Amt Hohe Elbgeest 
Der Amtsdirektor 
 
gez. Maike Dieckert 
Büroleitende Beamtin 
 
 
Bereitstellung im Internet:   08.12.2023 


